
   
Anonymisierte Niederschrift über die Bürgerversammlung nach Art. 18 der 

Bayerischen Gemeindeordnung am Donnerstag, 15.05.2025, um 19 Uhr, im Großen 

Saal der VHS, Tränkgasse 4, 96052 Bamberg  

Die Ladung zur Bürgerversammlung ist ordnungsgemäß und fristgerecht erfolgt. Nach Art. 18 Abs. 
3 der Bayerischen Gemeindeordnung dürfen nur Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bamberg 
Anträge in der Bürgerversammlung stellen. Diese Anträge sind gern. Art. 18 Abs. 4 GO als 
Empfehlungen der Bürgerversammlung innerhalb einer Frist von drei Monaten zu behandeln. Die 
Behandlung durch einen beschließenden Ausschuss (Senat) steht einer Behandlung in der 
Vollversammlung gleich. Im Rahmen der Bürgerversammlung kommt es vor, dass einzelne, 
antragstellende Personen auf die die formale Stellung eines Antrags und Beschlussfassung 
verzichten, da Sachbehandlung durch die Verwaltung zugesagt wurde.  

Anträge und Wortmeldungen aus der Bürgerschaft: 

Antrag 1  

Antrag für ein Umdenken in punkto Bepflanzung der Stadt (Bamberg Service/Abteilung 
Grünanlagen): 

a) trockenresistente mehrjährige Staudenbepflanzung 

b) Insekten/bienenfreundliche Bepflanzung, um dadurch mehr Lebensraum für Tiere zu 
schaffen 

c) weg von der Stiefmütterchen- und Geranienbepflanzung 

d) Vulkansteine der Baumscheiben abtragen (heizen die Stadt auf, sind insektenunfreundlich, 
nicht mehr zeitgemäß). An diesen Stellen könnten pflegeleichte, mehrjährige Blumenzwiebeln 
versenkt werden. (Siehe Schweinfurt) 

e) Bahnhofsplatz vor der Postfiliale könnte man die runden Grünflächen (wo Fahrräder 
rumstehen) als Aushängeschild für die Gärtnerstadt blühend gestalten (eventuell von den 
einzelnen Bamberger Gärtnern selber auch als Werbefläche) 

f) Kippenhotspot Café Rondo, dort einzelne Baumscheiben blühend gestalten (wo sich viele 
Touristen aufhalten) 

g) kleine Wildblumenflächen am Schönleinsplatz, Markusplatz, Schillerplatz, Wilhelmsplatz, an 
der Graf Stauffenberg Schule - Starkenfeldstraße, Troppauplatz anlegen. 

h) Mehr blühende Kreativität - mehr bunt, zum Beispiel am Wilhelmsplatz/Kreis 
Verkehrsinsel. 

Einer Gärtnerstadt, den Klimazielen und einem Weltkulturerbe wird unser Bamberg 
Service/Abteilung Grünanlagen nicht gerecht. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 2  

Antrag auf weitere Auflockerung des Städtischen Badeverbots im linken Regnitzarm. 

Ich beantrage, dass 2014 erlassene und später um die Badestelle flussabwärts der Hainbadestelle 
aufgehobene städtische Badeverbot weiter aufzulockern. Insbesondere im Bereich 
Schiffbauplatz/Konzerthalle bis kurz vor der Friedensbrücke (Ausstieg flussabwärts rechts), nach 
geordnet bereits beginnend ab Markusbrücke sowie zwischen Ochsenanger-Ökosiedlung und 



   
Erba-Spitze. Denkbar wäre in Abschnitt 1 wie im Bereich der Hainbadestelle, Bojen zu setzen, um 
eine Trasse für Schwimmer von einer für Ausflugsschiffe zu trennen. Weniger attraktiv aus 
Schwimmersicht wären erlaubte Zeiten vor 10 und nach 18:00 Uhr, um eine Kollision mit dem 
Schiffsverkehr zu vermeiden der Uferbereich wird gepflegt, der Eingang ins Wasser ist im 
vorrangig beantragten Bereich flach. Die Wasserqualität wird flussaufwärts der Hainbadestelle 
regelmäßig kontrolliert, diese sollte ein paar Meter flussabwärts dieselbe sein. (.…) Ich stelle den 
Antrag, dass 2014 erlassene städtische Badeverbot im linken Regnitzarm unter Prüfung der 
entsprechenden Satzungen, die das Flussschwimmen in Städten wie München regeln, erlauben 
und ermöglichen, im Bereich Schiffbauplatz bis Friedensbrücke sowie nachgeordnet ab Markus 
Brücke und im Bereich Ochsenanger- Ökosiedlung bis Erba-Spitze durch ein Schwimmen auf 
eigene Gefahr zu ermöglichen 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 3 

Ich beantrage, dass  

das Grillen in öffentlichen Grünflächen, insbesondere an folgenden Orten, erlaubt wird: 

- Im Hainparkt auf der Wiese vor dem so genannten “Sonnentempel” 

- Im Erba Park 

- Im Park zwischen Feldkirchenstraße, Weißenburgstraße und Troppauplatz 

- Im Volkspark auf der Aufenthaltsfläche beim Skatepark 

nach Bedarf brandschutzkonforme Abwurfbehälter für Kohlen und Asche aufgestellt werden. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 4  

Antrag: Errichtung eines öffentlich zugänglichen Calisthenics-Parks in Bamberg  

Die Stadt Bamberg möge prüfen, inwieweit die Errichtung eines öffentlich zugänglichen 
Calisthenics-Park im Stadtgebiet realisierbar ist. Ziel ist es, sportliche Aktivitäten im Freien, 
Gesundheitsförderung und soziale Begegnungen zu fördern. Das Interesse an Calisthenics steigt 
und wird immer beliebter und ist für jede Altersgruppe geeignet - insbesondere für Jugendliche, 
sportbegeisterte Menschen sowie Senioren. Viele Städte - darunter Erlangen, Würzburg und 
Nürnberg haben mit solchen Anlagen bereits gute Erfahrungen gemacht. Ein solcher Ort würde 
allen Bürgern kostenlos zur Verfügung stehen, Bewegungsmöglichkeiten im Freien ermöglichen 
und die Gesundheit fördern. Als mögliche Standorte kommen Grünflächen, Spielplätze mit freier 
Fläche oder Sportanlagen in Frage. Eine einfache Ausstattung zum Beispiel Klimmzugstangen, 
Barren und Hangelleitern ist relativ kostengünstig und nachhaltig umsetzbar. Fördermittel von 
Land, Stiftungen, Stadt oder Sportverbänden können zusätzlich genutzt werden. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 5  

Der Jugendtreff Ost in der Kloster-Langheim-Straße erfreut sich großer Beliebtheit. Dies führt 
leider manchmal zu Engpässen auf der großen Wiese, die meist zum Fußballspielen genommen 
wird. Dort passiert es häufiger, dass Kinder und Jugendliche, die dort spielen, 
Freizeitmannschaften von Erwachsenen, die sich regelmäßig dort treffen, weichen müssen. Damit 
ist aber die Möglichkeit für Jugendliche, sich dort zum Sport zu treffen, eingeschränkt. Die Wiese 



   
ist insgesamt sehr groß, die großen Fußballtore werden von so gut wie niemandem genutzt, 
mehrere kleine Tore würden die Wiese in mehrere Felder unterteilbar machen, evtl. sogar in 3 
Felder. Deshalb stelle ich folgenden Antrag: Ich beantrage, für den Jugendtreff Ost noch 
mindestens zwei (besser 4) rollbare Jugendtore (5m x 2m) anzuschaffen.  

Zudem wäre es gut (kein Antrag an die Bürgerversammlung), wenn die Verwaltung nach 
Alternativen für Freizeitmannschaften suchen würde. 

Die Referentin sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

Antrag 6  

Ich beantrage, dass der Stadtrat beschließt, den Oberbürgermeister zu beauftragen die 
Regierung von Oberfranken, der Landesregierung, den Deutschen Städtetag, der neuen 
Bundesregierung zu eruieren, wie viel Geld die Stadt zusätzlich zum Haushalt 24/25 bzw. 25/26 
rechnen kann aufgrund des Sondervermögens der Bundesregierung. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 7  

Ich beantrage endlich dafür zu sorgen, dass unter verlässlichen Fertigstellungsdaten städtische 
Straßen und insbesondere Fahrradwege so saniert werden, dass sie verkehrssicher bzw. 
befahrbar sind. Zum Beispiel Fahrradweg/Parkplatz Regnitz hinter dem städtischen Bauamt 
(Kesselhaus), Hesslergasse, etc. 

Der Baureferent verweist auf eine ständig notwendige neue Abstimmung bezüglich der 
Baustellen, wann, was saniert werden kann. Dies erfolgt unter Beteiligung der Anlieger und 
Stakeholder und ist oft abhängig von externen Änderungen, beispielsweise bedingt durch 
Lieferengpässen oder im Zusammenspiel mit anderen Baustellen, deren Verlauf sich ändert. 
Daher verändern sich Zeitpläne laufend, so dass ist eine tagesgenaue Information oft nicht 
möglich ist. Bürgermeister Glüsenkamp verweist auf das Baustellenradar auf der städtischen 
Homepage, welches bereits eine gute Übersicht liefert. 

Der Antragsteller stellt keinen Antrag. 

Antrag 8  

Ich beantrage, einen verbindlichen Sachstandsbericht über den Plan des Bahnausbaus zu geben 
mit genauen Zeitplan. 

Der Baureferent erklärt, dass die Stadt Bamberg hier reaktiv tätig ist. Man muss auf die 
Planungen der Deutschen Bahn warten. Derzeit ist keine Prognose möglich, wann der Ausbau 
beginnt. 

Der Antragsteller stellt keinen Antrag. 

Antrag 9  

Ich beantrage, endlich für eine durchgehende Fußgängerzone in Bamberg zu sorgen spricht die 
Lange Straße für den Pkw Individualverkehr zu sperren. 

Der Antrag wird angenommen. 



   
Antrag 10 

Ich beantrage, zum Schutze des Klimas und damit der Menschen und zur Verbesserung der 
Luftqualität in der Stadt, eine noch stärkere Begründung der Stadt, insbesondere im Kernbereich 
Maxplatz, Promenade, Lange Straße. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 11  

a) Eröffnung Buger Brücke 

Der Baureferent erklärt, dass der Ablauf bzgl. der Baustelle Buger Brücke reibungslos verläuft und 
mit allen Beteiligten abgesprochen ist. 

b) Wohnmobile und Caravans länger als 48 bzw. 72 Stunden auf öffentlicher Fläche, 
Sondernutzungsgebühr, ähnlich wie Gewerbetreibende 

Der Referent für öffentliche Sicherheit, Recht und Ordnung verweist darauf, dass zugelassene 
Fahrzeuge parken dürfen. Verstöße zu bestehenden Regelungen zu Wohnwägen etc. werden 
durch den Parküberwachungsdienst geahndet. 

Der Antragsteller stellt keinen Antrag. 

Antrag 12  

a) Schweinfurter Straße: Wie ist der Stand der Prüfung für Anwohnerparkplätze/ Ausweisung 
Lizenzgebiet?  Hotels der Sandstraße verweisen auf die Schweinfurter Str. als Parkmöglichkeit. Der 
Antragsteller wünscht sich, dass Hotelgäste in die Parkgarage auf der Erba verwiesen werden. Die 
Stadt soll diesbezüglich Übereinkunft mit Hotels treffen. 

Der Referent für öffentliche Sicherheit, Recht und Ordnung bestätigt, dass weitere Erhebungen 
bezüglich der Parkraumnutzung vorgenommen werden. Für eine Ausweisung muss der Bedarf 
zunächst festgestellt werden und die Überprüfung dazu läuft. Eine Abklärung mit den Hotels 
bezüglich der Hinweise für Gäste kann erfolgen. 

Der Antragsteller stellt keinen Antrag. 

b) Kletterspielplatz (Klettergerüst)  

Der Spielplatz in der Straße „Weide“, mit Klimmzugstangen etc. wurde leider abgebaut. Wird 
dieser wiederaufgebaut? 

Der Baureferent sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

c) Das Wartehäuschen an der Bushaltestelle stadtauswärts in der Straße „Weide“ wurde 
abgerissen. Es wurde gesagt, dass ein Neues gebaut wird. Das ist bisher nicht passiert. 

Der Geschäftsführer der Stadtwerke sagt eine Prüfung zu und wird sich mit dem 
Antragsteller in Verbindung setzen. 

  



   
Antrag 13  

Einrichtung von E-Ladestationen im Bereich Mayersche Gärtnerei (Vorschlag 1-3 Parkplätze, die 
ohne Einwohnerparkplätze genutzt werden können umnutzen) 

Der Geschäftsführer der Stadtwerke erklärt, dass der Transformationsprozess noch am Beginn ist, 
da Schnelllader noch sehr kurzlebig sind. Er sagt eine Überprüfung für die Mayersche Gärtnerei 
zu. 

Der Geschäftsführer sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

Antrag 14  

An der Kreuzung Weißenburgstraße/ JKF-Boulevard soll ein Spiegel angebracht werden, um die 
Ausfahrt zu sichern. Außerdem soll das Parken in der Weißenburgstraße auf PKW und 2,8 t 
begrenzt werden. 

Der Referent für öffentliche Sicherheit, Recht und Ordnung erläutert eine kritische Grundhaltung 
zu Verkehrsspiegeln. Eine Prüfung des Verbots für das Parken von Fahrzeugen schwerer als 2,8 
Tonnen wird zugesagt. 

Der Referent sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

Antrag 15  

Ich beantrage hiermit die Prüfung der Machbarkeit für den Ausbau des Leintritts entlang der 
Regnitz von Elisabethenstraße bis Kasernstraße für Fußgänger. Im Anschluss sollte ein 
Planungsverfahren eingeleitet werden. 

Der Baureferent erläutert, dass momentan der Leinritt ein verkehrsberuhigter Bereich ist, dies 
heißt, es gibt bereits Vorrang für Fußgänger. Insgesamt sind Mischverkehrsflächen das Ziel, heißt 
keine strikte Trennung von Fußgängern – Radfahrern – Autofahrern. Die angesprochene 
Uferböschung gehört dem Freistaat, deshalb müsste eine Abklärung mit diesem erfolgen. 
Zusätzlich ist der Bereich ein Biotop, daher wird es vermutlich umwelttechnische Bedenken geben, 
dort eine Aufenthaltsplattform zu errichten. Eine erhöhte Aufenthaltsqualität ist aus seiner Sicht 
bereits vorhanden. 

Der Antragsteller stellt keinen Antrag. 

Antrag 16 

Fahrradforum: Die Belange des Radverkehrs als einer tragenden Säule der Mobilität in Bamberg 
finden bei Entscheidungen vergleichsweise wenig Gehör. Ich beantrage daher, dass 
Mobilitätsbelange, die auch den Radverkehr betreffen, wie in der Vergangenheit in einem 
Fahrradforum erörtert werden, an dem neben Vertretern der Verwaltung, der Polizei und der 
Stadtwerke auch Vertreter des Mobilitätssenats teilnehmen und Verkehrsverbände wie VCD und 
ADFC teilnehmen. 

Der Zweite Bürgermeister sagt nach Abstimmung mit dem Baureferenten zu, dass das 
Fahrradforum wieder einberufen wird. 

Antrag 17  

Laut Verkehrsentwicklungsplan soll die Stadt als Schlüsselmaßnahme 8 ein Schulroutennetz 
ausarbeiten, in dem die sicher zu gestaltenden Schulwege beschrieben sind. Die zugehörigen 
Maßnahmen würden dann wohl im Laufe der Zeit geplant und umgesetzt. In einer Schulstadt wie 
Bamberg ist das verständlicherweise eine große Aufgabe. 



   
Allerdings müssen wir leider auch in diesem Jahr wieder eine Person beklagen, die als 
Radfahrende tödlich verunglückte. Dies passt nicht zur Fahrradstadt Bamberg, zur Vision Zero 
und den Zielen des Verkehrsentwicklungsplans. Ich sehe die Stadt in der Pflicht, mehr für eine 
sichere Fahrradinfrastruktur zu unternehmen.  

Gleichzeitig scheint die Gefahr für den Fußweg zur Schule auch als so groß wahrgenommen zu 
werden, dass weniger Schüler*innen zu Fuß zur Schule kommen. Auch hier ist Aktivität erforderlich. 

Im Mobilitätssenat wurde bereits im letzten Jahr entschieden, dass Verkehrssicherheit Priorität 
hat. Vor diesem Hintergrund beantrage ich: 

"Der Stadtrat möge beschließen, dass auf dem Schulroutennetz grundsätzlich kein Geld 
ausgegeben wird, um neue Gefährdungen für Radfahrende und zu Fuß Gehende zu schaffen, 
sondern nur, um Gefährdungen zu entfernen. Zu den Gefährdungen rechne ich insbesondere 
mangelnde Wegbreiten, für den Fußverkehr unzureichende Querungen z. B. durch überlange 
Rotphasen an Ampeln, für den Radverkehr Ladezonen, die die sichere Radverkehrsführung 
unterbrechen." 

Der Baureferent verweist darauf, dass der Haushalt zur Umsetzung des 
Verkehrsentwicklungsplans begrenzt Geld zur Verfügung stellt. Über die genaue Verwendung und 
die Umsetzung der Maßnahmen muss der Stadtrat entscheiden.   

Laut des Referenten für öffentliche Sicherheit, Recht und Ordnung muss eine Verkehrsbehörde 
grundsätzlich Sicherheit der Verkehrsteilnehmer im Blick haben. Überprüfungen im Hinblick auf 
die Verkehrssicherheit werden ständig durchgeführt. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 18  

Zebrastreifen Untere Sandstraße/ Maienbrunnen/ Am Kesselhaus 

Situation: Am Kesselhaus, wo Leintritt, Untere Sandstraße und Maienbrunnen aufeinandertreffen, 
herrscht sehr viele Durchgangsverkehr. Zwar ist dort die Geschwindigkeit in diesem 
Bildungsbereich auf 20 km/h begrenzt, doch die wenigsten Autofahrer:innen halten sich daran. 
Selbst wenn sie sich an die Geschwindigkeitsbegrenzung halten, sind sie nicht dazu gezwungen 
anzuhalten um Fußgänger:innen die Überquerung der Unteren Sandstraße zu ermöglichen. 
Besonders für ältere Menschen und Kinder, die hoch zur Musikschule wollen oder im Berggebiet 
rund um den Michaelsberg wohnen, ist dies ein sehr gefährlicher Bereich. Die nächste Ampel ist 
weit entfernt an der Kreuzung Schweinfurter Straße und (ca. 500 m). 

Antrag: ein Zebrastreifen in der unteren Sandstraße auf Höhe der Einmündung Maienbrunnen 
kann Abhilfe schaffen, diesen Streckenabschnitt endlich sicherer und verkehrsberuhigter zu 
machen. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 19 

1.       Ich beantrage die konsequente Umsetzung der bestehenden Werbeanlagen- und 
Gestaltungssatzung der Stadt Bamberg vom 08.11.1999, sowie eine strengere Neufassung, die die 
Anforderungen einer Weltkulturerbestadt stärker berücksichtigt. 

2.       Ich beantrage, dass die Stadt Bamberg eine Kampagne unter dem Motto: „Mein Geschäft - 
Mein Beitrag zum Welterbe“ startet, die die Bamberger Geschäftsleute in der Innenstadt dazu 
motiviert, ihr Geschäfte welterbefreundlich zu gestalten.  



   
3.       Ich beantrage in Anlehnung an das ehemalige Förderprogramm „Bamberger Modell“ ein 
Programm, das Geschäfteinhaber im Weltkulturerbebereich bei Fassadenumbauten berät und 
finanziell dabei unterstützt, wenn sie ihre Ladenfassaden nach historischem Vorbild 
wiederherstellen.  

Die Anträge werden angenommen. 

Antrag 20  

Ich beantrage, dass die Stadtverwaltung im Rahmen des Wärmeplanungsprojekts die folgenden 
Beschlüsse fasst um privaten Haushalten und dem Gewerbe zu ermöglichen langfristig 
nachhaltige Investitionsentscheidungen zu treffen: 

- die Stadt soll das Projektteam Wärmeplanung beauftragen, innerhalb eines Jahres nach 
Behandlung des vorliegenden Antrags im zuständigen Senat, bei der Ausarbeitung zu überprüfen, 
wie lange in welchen Stadtgebieten noch Gas zu wirtschaftlichen Bedingungen angeboten werden 
kann. 

- Außerdem soll das Projektteam durch geeignete Öffentlichkeitsmaßnahmen auf die finanziellen 
Risiken beim Einbau neuer Gasheizungen hinweisen. 

- Die Stadt soll dafür im kommenden Haushalt 2026 die nötigen Mittel einplanen. Damit würden 
knappe Finanzmittel von Privatpersonen, Unternehmen und der Stadt frühzeitig in eine 
zukunftsfähige Richtung gelenkt, und die finanziellen Risiken erheblich reduziert. Das Handwerk 
kann sich auf die zukünftige Nachfrage vorbereiten. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 21  

Abstimmungsverhalten der Stadträtinnen und Stadträte transparent machen: 

Ich interessiere mich für die Kommunalpolitik, aber habe keine Zeit zu den öffentlichen Sitzungen 
zu kommen oder Live-Stream anzuschauen, der leider nur zeitgleich läuft. Ich würde gerne wissen, 
wie die von mir gewählten Vertreter:innen in der Fortsetzung und in den Gremiensitzungen 
abstimmen. In anderen Städten Pforzheim und Freiburg kann man das persönliche 
Stimmverhalten der Vertreterinnen immer nachvollziehen. Ich beantrage hiermit, dass das 
persönliche ab Stimmverhalten der Bamberger Stadträte und Stadträtin protokolliert und 
veröffentlicht wird. Falls hierzu eine technische Lösung notwendig ist, sollten im nächsten Haushalt 
die entsprechenden finanziellen Mittel dafür eingestellt werden. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 22  

Bürgerantrag zur Weiterentwicklung des Kesselhauses als Haus für zeitgenössische Bildende 
Kunst und Kultur: 

Die Bürgerinnen und Bürger dieser Bürgerversammlung fordern die Stadt auf, unverzüglich die 
nächsten Schritte zur baulichen und betrieblichen Entwicklung des Kesselhauses als Haus für 
zeitgenössiche bildende Kunst und Kultur einzuleiten: Konkret bedeutet dies: 

- Einleitung eines VGV-Vergabeverfahrens oder alternativ Ausschreibung eines 
Architekturwettbewerbs aufgrund der Machbarkeitsstudie. 

- Aufnahme der notwendigen Haushaltsmittel für diesen Schritt in den städtischen Haushalt 2026. 



   
- Ein klares politisches Bekenntnis zur langfristigen kulturellen Nutzung des Kesselhauses über 
2026 hinaus. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 23  

Ich beantrage, die Richtlinien zur Kulturförderung durch das Kulturamt der Stadt Bamberg zu 
aktualisieren und die Förderbedingungen folgendermaßen anzupassen: 

- die 30 % Förderung aufgehoben werden 

- die Förderung soll ausschließlich als Festbetragsfinanzierung vergeben werden 

außerdem soll es Transparenz bei der Vergabe der Mittel geben: wird die Antragssumme 
gemindert, bekommen die antragstellenden eine Begründung, wieso. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 24  

Ich beantrage, dass die bestehende Raumkostenförderung der Stadt Bamberg auf alle 
entstehenden Raumkosten ausgeweitet wird. 

Begründung: In den aktuellen Förderbedingungen der Stadt Bamberg steht: „Auf Anfrage können 
Zuschüsse zu den Raumkosten für kulturelle Veranstaltungen in der Konzert- und Kongresshalle, 
sowie in der Harmonie gegeben werden.“ In Bamberg herrscht an bezahlbarem Raum für Kunst 
und Kultur. Dieses Thema begleitet uns seit Jahren. Deswegen beantrage ich die Beschränkung 
der Raumförderung auf Konzert und Kongresshalle sowie die Harmoniesäle aufzuheben und alle 
Räume für kulturelle Veranstaltungen durch die Raumkostenförderung abzudecken. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 25  

Haushalt verständlich machen 

ich interessiere mich, wofür die Stadt Bamberg Geld ausgibt. In der Zeitung habe ich gelesen dass 
es um die Finanzen der Stadt schlecht bestellt sei. In einer Rede des Stadtrats lass ich dagegen 
von einem überraschend positiven Abschluss und regelmäßigen Fehleinschätzungen der 
Kämmerei. Ich weiß nur nicht, was der Wirklichkeit entspricht und hab versucht, mir den Haushalt 
anzusehen und zu verstehen. Das ist mir nicht gelungen. Ich habe einen Stadtrat, den ich nicht 
namentlich nennen werde gebeten, mir das gelesene verständlich zu erklären. Das ist auch ihm 
nicht gelungen, weil er nicht in der Lage war, die komplizierte Darstellung der Materie zu erfassen. 
Ich habe als Steuerzahler und Unternehmer das berechtigte Interesse an einer verständlichen 
Übersicht dessen, wofür die Stadt Bamberg im letzten Jahr Geld ausgegeben hat, aufgeteilt in 
nachvollziehbare Kategorien wie zum Beispiel Bildung Kulturförderung soziale Sicherung 
Verkehrsinfrastruktur, Umwelt und Klimaschutz, Verkehrsförderung, Verwaltung etc. ich 
beantrage dass die Stadt Bamberg den kommunalen Haushalt sowohl für das vergangene, als 
auch für das laufende Jahr in einer für Laien wie mich verständlichen Weise öffentlich zur 
Verfügung stellt alle Bürgerinnen und Bürger sollen die Ausgaben und Einnahmen einsehen und 
Prioritätensetzungen verstehen können am besten auch mit anschaulichen Beispielen. Städte wie 
Nürnberg und München haben diese Daten online gestellt, in denen man sowas einsehen kann. 

Der Finanzreferent lädt den Bürger ein, mit ihm die Finanzen der Stadt anzusehen. Der 
Haushaltsplan der Stadt ist öffentlich im Internet einsehbar. Der Kommunale Finanzausgleich ist 
eine Last für Bamberg.  



   
Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 26  

Haushaltsverfahren klären 

Hiermit beantrage ich, dass die Stadt über das gesamte Verfahren der Haushaltsaufstellung und 
dessen Zeitschiene informiert zum Beispiel im Rahmen eines Vortrags. Dabei sollte kenntlich 
gemacht werden, welche Entscheidungen wann und von wem getroffen werden. Die Präsentation 
sollte auch Vorschläge enthalten wann, wo und wie sich interessierte Bürger:innen einbringen 
können. 

Der Antrag wird angenommen. 

Antrag 27  

Ich beantrage, dass die Stadt Bamberg dauerhaft finanzielle Mittel zur Unterstützung queerer 
Kultur, Bildungsarbeit sowie zur Diskriminierungsbekämpfung zur Verfügung stellt. Das kann in 
Form eines jährlichen Fonds nach dem Vorbild der Kulturförderung erfolgen.  

Queere Organisationen mit Sitz in Bamberg sollen dabei eine dauerhafte, strukturelle, finanzielle 
Unterstützung erhalten, die im Haushalt nicht in Konkurrenz zu anderen Maßnahmen der Kultur- 
oder Vereinsförderung steht.  

Binnen eines Jahres soll ein "Queerer Aktionsplan" im Dialog mit Verwaltung, Politik und den 
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen der Stadt erarbeitet werden, der städtische Maßnahmen zum 
Schutz queerer Menschen vor Diskriminierung festlegt, zur Förderung der Sichtbarkeit queerer 
Menschen beiträgt und Strategien zum Abbau von Vorurteilen sowie zur Förderung des kulturellen 
Lebens entwickelt. 

Der Antrag wird angenommen. 

 

 

 

 

Bamberg, 16.05.2025 


